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Zusammenfassung  

Aus gewerkschaftlicher Sicht findet Zusammenarbeit im grenzüberschreitenden Rahmen von jeher 
unter dem Aspekt ‚internationaler Solidarität‘ statt. Am Beispiel der gewerkschaftlichen Positionsbil-
dung im Bereich der Dienstleistungsfreiheit untersucht der Artikel ihr Zustandekommen als einen so-
zialen Konstruktionsprozess. Der Fokus auf Organisationen aus Schweden, Polen und Ungarn sowie 
ihre Zusammenarbeit im Rahmen des Europäischen Gewerkschaftsbundes berücksichtigt mit der po-
litökonomischen Heterogenität der Union die wichtigste Herausforderung gewerkschaftlicher Koope-
ration innerhalb der EU. Vor diesem Hintergrund gelangt der Artikel zu drei Befunden: Erstens stellt 
internationale Solidarität das Resultat mitunter konfliktiver Aushandlung über Möglichkeit und Not-
wendigkeit dar. Um Solidarität zu generieren, ist es notwendig, einen Deutungsrahmen (‚Soziales Eu-
ropa‘) zu etablieren. Als Resultat eines Aushandlungsprozesses kommt diesem Deutungsrahmen 
zweitens ein genuin politischer Charakter zu. Hier übertragen sich die bessere Ressourcenausstattung 
und der Etablierten-Status der westeuropäischen Vertreter in eine politische Dominanz gegenüber den 
Repräsentanten der neuen Mitgliedsländer. Eine deliberative Auseinandersetzung auf Augenhöhe er-
scheint vor diesem Hintergrund derzeit zwar als wünschenswert, jedoch unrealistisch. 
 
Schlagwörter: Internationale Solidarität, Gewerkschaftspolitik, Dienstleistungsrichtlinie, Soziales Europa, 
Framing 

The social construction of international solidarity. Trade union politics in 
the field of the freedom of services 

Abstract  

From a trade union perspective, cooperation in a cross-border context is often filed under the term ‘in-
ternational solidarity’. Drawing on the example of the trade union position on the freedom of services, 
this article considers solidarity as a process of social construction. Focusing on cooperation between 
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organizations from Sweden, Poland and Hungary within the framework of the European trade union 
federation we consider how socioeconomic heterogeneity within the EU-28 generates challenges for 
trade union cooperation. Against this background, the article produces three findings: Firstly, interna-
tional solidarity is the result of (conflictual) negotiations over its possibility and necessity.  Hence, in 
order to generate solidarity, trade unions need to establish a meaningful framework of what a “Social 
Europe” represents. Secondly, as a consequence of such negotiations this framework possesses a gen-
uinely political character. However, better access to resources and as well as having the benefit of an 
established status results in a dominance of Western European representatives. Thirdly, cooperation 
on a level playing field may currently appear desirable, but as of yet quite unrealistic. 
 
Keywords: International solidarity, Trade union politics, freedom of services, Bolkestein Directive European 
Trade Union Confederation (JEL: O52, L8, B5) 

1. Einleitung 

„Wer im Stich lässt seines Gleichen, lässt ja nur sich selbst im Stich“, heißt es im bekann-
ten ‚Solidaritätslied‘ von Berthold Brecht und Hanns Eisler.1 Ganz in diesem Sinne stellt 
das Funktionsprinzip von Lohnabhängigensolidarität von jeher einen zentralen politischen 
Bezugsrahmen gewerkschaftspolitischen Handelns dar.  

Ein wesentliches Problem, welches sich in der Praxis hieraus ergibt, behandeln die Ur-
heber des bekannten Liedes im Text allerdings nicht. Konkret folgt es aus den Fragen, wer 
denn genau ‚seines Gleichen‘ sein soll, und unter welchen Umständen man diesen ‚im 
Stich’ ließe, oder – mit anderen Worten – wer Mitglied der Solidargemeinschaft ist und was 
der Gegenstand des solidarischen Handelns sein soll. Die Aushandlung dieser Angelegen-
heiten in der politischen Praxis wollen wir im Folgenden als soziale Konstruktion von Soli-
darität bezeichnen.  

Die zunehmende Intensität, mit der diese Frage unter den Gewerkschaften der EU in 
den letzten Jahren diskutiert worden ist, ergibt sich aus den wirtschaftlichen Konsequenzen 
der europäischen Integration. Während die qualitative Vertiefung des gemeinsamen Mark-
tes den Wettbewerb zwischen europäischen Lohnabhängigen intensiviert hat, machen es die 
zunehmenden Unterschiede zwischen den Mitgliedsländern den Gewerkschaften schwer, 
diesem Umstand mit einer gemeinsamen politischen Linie zu begegnen. Der Frage, inwie-
fern sich diese Entwicklungen innerhalb der europäischen Gewerkschaftsbewegung in eine 
solidarische Form der Zusammenarbeit übertragen, geht der vorliegende Artikel anhand der 
Diskussion um die Dienstleistungsfreiheit als zentralem Feld europäischer Tarifpolitik 
nach. Vor dem Hintergrund der EU-Osterweiterung war es hier gelungen, mit Hilfe einer 
von ost- und westeuropäischen Gewerkschaften mitgetragenen Kampagne eine gesetzliche 
Regelung zu verhindern, welche es osteuropäischen Lohnabhängigen (und damit auch dem 
westeuropäischen Kapital) ermöglicht hätte, die Beschäftigungsstandards der alten Mit-
gliedsländer auf deren Territorium zu unterschreiten. Das Zustandekommen dieser gemein-
samen Position untersucht der vorliegende Artikel unter dem Blickpunkt der sozialen Kon-
struktion internationaler Solidarität. 

                                                                          
1 Für wertvolle Kommentare bedanke ich mich bei Floris Biskamp, Martin Höpner und Moritz Müller. 
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Ein besonderer Fokus auf die Beteiligung von Gewerkschaften aus Polen, Ungarn und 
Schweden im Rahmen der Auseinandersetzung im Europäischen Gewerkschaftsbund dient 
zur Abbildung der politökonomischen Heterogenität der Union. Auf dieser Grundlage ste-
hen am Ende der Darstellung drei weiterführende Forschungsbefunde zur sozialen Kon-
struktion von Solidarität im Rahmen internationaler Gewerkschaftspolitik: 
 
1) Die handlungstheoretische Rekonstruktion der Diskussionen um die Dienstleistungs-

richtlinie zeigt, wie solidarische Haltungen politischer Akteure als Resultat mitunter 
konfliktiver Aushandlung über Möglichkeit und Notwendigkeit von Solidarität entste-
hen. Um Solidarität zu generieren, ist es notwendig, einen Deutungsrahmen (‚Soziales 
Europa‘) zu etablieren. 

2) Als Resultat eines Aushandlungsprozesses kommt diesem Deutungsrahmen (nicht nur im 
Ergebnis, sondern auch im Zustandekommen) ein genuin politischer Charakter zu. Unter 
welchen Bedingungen gelingt es Akteuren also, ihre jeweiligen Darstellungen auf plau-
sible Weise zu vermitteln? Wie die Befunde zeigen, übertragen sich die bessere Ressour-
cenausstattung und der Etablierten-Status der westeuropäischen Vertreter in eine politi-
sche Dominanz gegenüber den Repräsentanten der neuen Mitgliedsländer: Die solidari-
sche Etablierung und Durchsetzung gemeinsamer Positionen unter Bezug auf den 
Deutungsrahmen eines ‚Sozialen Europa‘ gelingt nur, wenn sie im Interesse der mächti-
geren Akteure ist. 

3) Angesichts der unterschiedlich ausgeprägten Fähigkeit zur Mobilisierung des Deu-
tungsrahmens ‚Soziales Europa‘ stellt sich die Frage, inwiefern solidarisches Handeln, 
welches auf Grundlage undemokratischer Entscheidungsprozesse zu Stande gekommen 
ist, eigentlich als dauerhaft stabile Grundlage kollektiven Handelns zur Verfügung 
steht. Abschließend wird zu argumentieren sein, dass eine deliberative Auseinanderset-
zung auf Augenhöhe als Grundlage eines tragfähigen europäischen Sozialmodells (d.h. 
ermöglicht durch organisationale Reform und Quersubventionierung der ärmeren durch 
die reicheren Gewerkschaften) wünschenswert, doch unrealistisch, erscheint. 

 
Der folgende Abschnitt stellt die gewerkschaftspolitischen Herausforderungen europäischer 
Integration mit Blick auf das Feld der Dienstleistungsfreiheit vor dem Hintergrund der For-
schungsliteratur vor. Die anschließende Darstellung der theoretischen Prämissen und des 
methodologischen und forschungspraktischen Designs dienen der konzeptionellen Rah-
mung der empirischen Befunde, welche ein abschließendes Fazit vor dem Hintergrund der 
Theorie interpretiert und auf weitere mögliche Forschungsfragen hin zuspitzt. 

2. Gewerkschaften und das Soziale Europa 

Im allgemeinsten Sinne lassen sich Gewerkschaften als Zusammenschlüsse zur Vertretung 
von Lohnabhängigeninteressen verstehen. Unter kapitalistischen Bedingungen liegt die po-
litische Hauptaufgabe der Gewerkschaften darin, die Bedingungen zu beeinflussen, unter 
denen Lohnabhängige ihre Arbeitskraft verkaufen (Streeck, 2005). Traditionell fokussiert 
die Sozialwissenschaft in diesem Zusammenhang das institutionelle Dreieck zwischen den 
Interessenorganisationen von Kapital, Arbeit und dem Staat (Müller-Jentsch, 2009). Im Zu-
ge der europäischen Integration wird diese Konstellation zunehmend in Frage gestellt. 
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2.1. Die europäische Integration als Liberalisierungsprojekt? 

Der Prozess der europäischen Einigung vollzieht sich seit den 1990er Jahren vorwiegend 
über die Integration nationaler Arbeits-, Finanz- und Produktmärkte in einen gemeinsamen 
europäischen Markt. Die liberale Grundidee, der zufolge die Erweiterung eines Marktes ei-
ne effizientere Arbeitsteilung und so effektivere Produktionsmöglichkeiten schafft, dient 
hierbei als normative Begründung. Gleichzeitig bedingt die Privilegierung von Maßnahmen 
„negativer Integration“ (Scharpf, 1999), d.h. einer Erweiterung des Arbeitsmarktes auf 
Kosten nationaler Regulierungskapazitäten, das Risiko eines Abbaus arbeitsmarktpoliti-
scher Schutzmechanismen.  

Um einen hieraus resultierenden Regimewettbewerb abzuschwächen, wären im Sinne 
Scharpfs (ebd.) gleichzeitig Maßnahmen „positiver Integration“ anzustreben, welche sozi-
alpolitische Standards im grenzüberschreitenden Maßstab gewährleisten könnten. Wie zu-
letzt etwa die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes (Bücker & Warneck, 2010) 
oder die makroökonomische Anpassungspolitik im Zuge der Euro-Krise (Müller & Schul-
ten, 2013) noch einmal verdeutlicht haben, funktioniert europäische Integration bislang 
vorwiegend als Marktintegration. Die Europäische Union erscheint aus dieser Sicht, mit 
Wolfgang Streeck (2013) gesprochen, als „Liberalisierungsmaschine“.  

Gleichzeitig betont Seikel (2016, S. 6) die Potenziale der europäischen Integration für 
eine humanzentrierte und gerechte Wirtschaftspolitik: 

„Durch die Zusammenarbeit auf der europäischen Ebene könnten die Voraussetzungen für transnationale So-
lidarität geschaffen, der gegenseitige Unterbietungswettbewerb unterbunden, Märkte reguliert und der Vor-
rang des Politischen und des Demokratischen vor dem Ökonomischen wiederhergestellt werden.“ 

Die Auseinandersetzung um die Dienstleistungsfreiheit stellt für die Verhandlung und Etab-
lierung einer entsprechenden institutionellen Ordnung einen zentralen Austragungsort dar.  

2.2. Die Dienstleistungsfreiheit als gewerkschaftspolitische 
Herausforderung 

Während der Nationalstaat traditionell die Gültigkeit von Arbeits- und Beschäftigungsstan-
dards gewährleistet hat, wird diese Form der Ordnung im Zuge der europäischen Integrati-
on zunehmend in Frage gestellt. Die Dienstleistungsfreiheit stellt, neben freiem Waren-, 
Kapital- und Zahlungsverkehr sowie der Personenfreizügigkeit, in der EU ein Grundprinzip 
wirtschaftlicher Integration dar. Eine besondere Bedrohung des Nationalstaats als tarifpoli-
tischer Bezugseinheit ergab sich hier in den Jahren 2004 bis 2006 im Zuge der Debatte um 
die Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt (2006/123/EG) (kurz: Dienstleis-
tungsrichtlinie). Während im Zuge der Osterweiterung, dies belegt Krings (2015, S. 91), 
„die Migrationsbereitschaft aus den neuen Mitgliedsstaaten tendenziell an[stieg], je höher 
die Lohnunterschiede zu den alten Mitgliedstaaten waren“, sah es ein Vorschlag der EU-
Kommission vor, die Tarifstandards letzterer hierbei auf Grund des dort geforderten Her-
kunftslandprinzips (Art. 16; Menz, 2010, S. 977) vollkommen legal zu umgehen. 

Artikel 50 des Vertrags über die Europäische Union enthält das Prinzip der Nicht-
Diskriminierung von Dienstleistungsanbietern innerhalb der EU. Demzufolge „kann der Leis-
tende zwecks Erbringung seiner Leistungen seine Tätigkeit vorübergehend in dem Mitglied-
staat ausüben, in dem die Leistung erbracht wird, und zwar unter den Voraussetzungen, wel-
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che dieser Mitgliedstaat für seine eigenen Angehörigen vorschreibt.“2 In diesem Sinne sollten 
also die Mitgliedstaaten dafür Sorge tragen, „dass Dienstleistungserbringer lediglich den Best-
immungen ihres Herkunftsmitgliedstaates unterfallen“ (Schilling, 2009, S. X).  

Die Tatsache, dass es den europäischen Gewerkschaften durch eine groß angelegte 
Kampagne gelang, das Herkunftslandprinzip aus dem Gesetzestext der schließlich verab-
schiedeten Richtlinie zu entfernen, offenbart deren Fähigkeit zu international solidarischer 
Zusammenarbeit. Die Überwindung einer Konfliktlinie zwischen den Organisationen aus 
den alten und den neuen Mitgliedsländern im Diskussionsprozess erscheint hierbei beson-
ders bemerkenswert: Obwohl gerade die polnischen Lohnabhängigen im Vorfeld der Kam-
pagne zu Symbolfiguren eines mobilitätsbedingten Unterbietungswettbewerb stilisiert wor-
den waren, fanden sich unter den 75.000 Demonstranten, die am 19. März 2005 durch 
Brüssel marschierten (Kowalsky, 2007, S. 147), zahlreiche Vertreter osteuropäischer Ge-
werkschaften. Anschließend an die Einführung in den Forschungsstand zur europäischen 
Gewerkschaftspolitik sowie die Vorstellung des theoretischen Rahmens behandelt diese 
Fragen die empirische Darstellung in Abschnitt 5. 

2.3. Gewerkschaften im Prozess der europäischen Integration 

Unter Bedingungen marktbasierter Integration der EU-Mitgliedstaaten erschwert sich auch 
die gewerkschaftliche Aufgabe, „[u]nterschiedliche und teilweise konkurrierende Einzelin-
teressen integrativ zu organisieren“ (Dribbusch, 2014, S. 339). Die Verschiedenartigkeit der 
nationalen Kapitalismusmodelle haben Höpner und Schäfer (2010) auf den Begriff der „po-
litökonomischen Heterogenität“ gebracht, unter deren Bedingungen – so schließen die bei-
den – die wirtschaftliche Integration der EU zur Gefahr für ihre politische Integration wird. 
Die Schwierigkeiten, welche sich aus gewerkschaftlicher Sicht ergeben, wenn Organisatio-
nen aus 28 Mitgliedsländern gezwungen sind ihre politischen Ziele zu koordinieren, wur-
den an anderer Stelle (Seeliger, 2017) als doppeltes Heterogenitätsproblem bezeichnet: 
Während sich die nationalen Produktions- und Wohlfahrtssysteme der Mitgliedsländer auf 
einer institutionellen Ebene beispielsweise mit Blick auf die Arbeitsgesetzgebung oder den 
Grad sozialer Sicherung unterscheiden, finden sich zwischen den Organisationen weitere 
wesentliche Differenzen nicht nur mit Blick auf die politische Durchsetzungskraft, sondern 
auch hinsichtlich ihrer politischen Orientierung.  

Gemeinsame Positionen entwickeln die europäischen Gewerkschaften innerhalb einer 
Abstimmungs- und Vertretungsstruktur, welche von der lokalen über die nationale bis hin 
zur europäischen Ebene reicht. Gegründet im Jahr 1973 von 17 Organisationen aus 15 Län-
dern steht der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) an der Spitze dieses Systems als um-
fassendste Vertretungsinstanz. Seine Erweiterung in den vier seitdem vergangenen Jahr-
zehnten auf 85 Föderationen aus 36 Ländern läuft parallel zur Zunahme der politökonomi-
schen Heterogenität der Union. 

Das politische Mandat des EGB beschreiben Reutter und Rütters (2003) als eine drei-
fache Aufgabenstellung: (1) Die organisationsinterne Koordination der Mitgliedsverbände 
(2) sowie die Interessenvertretung gegenüber EU-Institutionen und (3) europäischen Ar-

                                                                          
2 http://www.europarl.europa.eu/brussels/website/media/Basis/Vertraege/Pdf/Vertrag_Amsterdam_konsol.pdf 

(Abruf 15.12.2017). 
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beitgeberverbänden. Angesichts des begrenzten Erfolges letzterer lassen sich hierbei be-
sonders der „Institutionenbezug“ (ebd., S. 529) sowie seine „information and coordination 
role” (Hyman, 2013, S. 171) hervorheben. Vor diesem Hintergrund schreibt Gajewska 
(2009, S. 82) dem EGB demnach eine „framing function“ zu. Indem er Agenda-Setting und 
öffentliche Darstellung politischer Angelegenheiten beeinflusst, wirken er und die entspre-
chenden Europäischen Branchenverbände maßgeblich an der Etablierung derjenigen Inter-
pretationsrahmen mit, die kollektive Mobilisierung von europäischen Gewerkschaften er-
möglichen. Als besondere Herausforderung stellt sich hierbei die Überbrückung und Me-
diation interner Differenzen zwischen den Mitgliedsorganisationen aus den unterschied-
lichen Ländern dar. Mit Blick auf die soziale Konstruktion internationaler Solidarität fokus-
siert der vorliegende Beitrag das Wechselspiel zwischen der nationalen und der europä-
ischen Ebene gewerkschaftlicher Interessenvertretung. 

Im Stand der Forschung zur europäischen Gewerkschaftspolitik stellt die Diskussion 
um die europäische Dienstleistungsrichtlinie einen der am besten dokumentierten Fälle in-
ternationaler Zusammenarbeit dar (siehe exemplarisch Arnold, 2008; Gajewska, 2009). Die 
Debatte zieht ein besonderes Interesse auf sich, weil sie gemeinhin als wichtiger Präzedenz-
fall erfolgreicher internationaler Zusammenarbeit angesehen wird. Die Tatsache, dass die 
osteuropäischen Gewerkschaftsvertreter die Kampagne des EGB zur Entfernung des Her-
kunftslandprinzips unterstützt haben, führt Bernaciak (2011, S. 35) am Beispiel der polni-
schen Gewerkschaften auf drei Beweggründe zurück. Durch die Vermeidung von Unterbie-
tungswettbewerb erhofften sie sich erstens die graduelle Angleichung ihrer nationalen 
Standards an die Gegebenheiten der alten Mitgliedsländer. Die Beibehaltung des Herkunfts-
landprinzips stellte aus ihrer Sicht zweitens eine Bedrohung für die polnischen Standards 
durch andere, günstigere Anbieter dar. Und drittens befürchteten sie, dass die Einführung 
des Prinzips die Überwachung entsprechender Standards innerhalb der EU stark verkompli-
zieren, wenn nicht sogar unmöglich machen würde. Diese Beweggründe, so Bernaciak 
(2011), motivierten die osteuropäischen Gewerkschaften schließlich zur Unterstützung der 
westeuropäischen Position, deren normatives Rahmenwerk traditionell das europäische So-
zialmodell verkörpert. 

2.4. Das europäische Sozialmodell 

Der Bezug auf ein europäisches Sozialmodell stellt im integrationspolitischen Diskurs seit 
den 1970er Jahren eine bekannte Chiffre dar (Pierson & Leibfried, 1998). Auch bekannt un-
ter dem Begriff eines ‚Sozialen Europa‘ ist das Konzept „gleichermaßen analytische Kate-
gorie, ideologisches Konstrukt und Streitgegenstand“ (Hyman, 2006, S. 121; siehe auch 
Delanty & Rumford, 2005, S. 108). Die politische Essenz des Konzepts ergibt sich hierbei 
aus dem Vorhaben, die marktbasierte Integration durch eine sozial- und arbeitsmarktpoliti-
sche Regulation zu komplementieren. Programmatisch ist hierbei die (tendenziell sozi-
aldemokratisch aufgeladene) Leitorientierung, „to provide a ‘human face’ to the completion 
of the single market, and to turn the trade union movements of Europe from potential oppo-
nents into reliable allies” (Hyman, 2003, S. 27). Ein normativ und funktional begründeter 
gewerkschaftlicher Internationalismus liegt dem Konzept hierbei insofern zugrunde, als die 
politische Institutionalisierung gemeinsamer Sozialstandards nicht auf nationaler, sondern 
auf EU-Ebene umgesetzt werden soll. 
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Mit Vaughan-Whitehead (2003, S. 4) lassen sich hierbei drei komplementäre Grundge-
danken als ideelles Fundament des Konzepts identifizieren: (1) Die Wettbewerbsfähigkeit 
der nationalen Ökonomien ist gewährleistet und (2) benötigt hier sowohl soziale Kohäsion 
und Solidarität als auch (3) die demokratische Einbeziehung der europäischen Bürger: 
“Specific core values of this model of particular interest in the context of enlargement in-
clude democracy, individual rights, free collective bargaining, equality of opportunity for 
all, and social welfare and solidarity” (ebd.). Die normative Grundausrichtung ist hierbei an 
die Struktur der Sozialen Marktwirtschaften Westeuropas angelehnt. Hierzu gehören „ein 
klares Bekenntnis der Arbeiterbewegung zur parlamentarischen Demokratie, ein wohl-
fahrtsstaatlich garantiertes Mindesteinkommen für alle Bürger, Tarifautonomie der Gewerk-
schaften sowie Regierungen, die, gleich welcher politischen Zusammensetzung, sich einer 
aktiven Vollbeschäftigungspolitik verpflichtet fühlten“ (Streeck, 2003, S. 93).  

Darüber, wie genau die hier dargestellten Zielgrößen zu verwirklichen sind, besteht in 
der gewerkschaftspolitischen Praxis Uneinigkeit. So bemerkt mit Kowalsky (2011, S. 94) 
ein Funktionär des EGB: „Das ‚Soziale Europa‘, die soziale Dimension Europas ist seit den 
Anfängen der europäischen Integration ein kontrovers diskutiertes Thema“ zwischen den 
Gewerkschaften. Diesen Diskussionen kommt vor dem Hintergrund der Erweiterungsrun-
den der Jahre 2004 und 2007 eine besondere Bedeutung zu. Denn während ein Anwachsen 
des Einkommens- und Wohlstandsgefälles zwischen den alten und neuen Mitgliedsländern 
hier einerseits den Anreiz für Lohnabhängige aus den Niedriglohnländern erhöht hat, Er-
werbschancen in den Arbeitsmärkten der Hochlohnländer zu suchen, und so deren nationale 
Tarifsysteme unter Druck zu setzen, haben auch die Abstimmungsinitiativen im Rahmen 
der internationalen gewerkschaftlichen Zusammenhänge an politischer Salienz gewonnen. 
Der gemeinsame Bezugsrahmen eines ‚Sozialen Europa‘ wird vor genau diesem Hinter-
grund und unter Beteiligung verschiedener Akteure, die jeweils unterschiedlichen Wahr-
nehmungen und Interessen folgen, mit substanziellen politischen Forderungen gefüllt. Der 
nächste Abschnitt widmet sich der Darlegung derjenigen theoretischen Prämissen, unter 
denen man sich im Folgenden der Frage nach einer solidarischen Zusammenarbeit europäi-
scher Gewerkschaften im Zuge der europäischen Integration annähern kann. 

3. Theoretischer Rahmen der Untersuchung 

Ziel des vorliegenden Artikels ist es, die Frage nach einer solidarischen Kooperation euro-
päischer Gewerkschaften im internationalen Rahmen zu beantworten. Als umfassendste 
Föderation kommt dem EGB hierbei der Charakter einer „Meta-Organisation“ im Sinne 
von Ahrne und Brunsson (2008) zu. Die interne Willensbildung sowie die Entstehung und 
Entwicklung vollzieht sich hier nicht zwischen Individuen oder Abteilungen, sondern wie-
derum zwischen eigenständigen Organisationen. Die wechselseitige Abhängigkeit, die sol-
che Meta-Organisationen mit ihren Mitgliedseinheiten über personelle Verschränkungen, 
Ressourcentransfers und formelle sowie informelle Regeln verbindet, überträgt sich hier in 
eine dauerhafte und immer wieder aufbrechende Auseinandersetzung um Zielsetzung und 
Identität der Organisation. Unter eben diesen Aspekten wollen wir im Folgenden die Zu-
sammenarbeit der Mitgliedsgewerkschaften im EGB betrachten. 
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Zur Tradition der ArbeiterInnensolidarität gehört, so bemerken Bormann und Junge-
hülsing (2015, S. 57f.) ein „Bekenntnis zur weltweiten Inklusion“ auf Grundlage der fol-
genden Annahme: „Die Interessen der vom Kapital Ausgebeuteten sind weltweit prinzipiell 
dieselben und die Empörung über die damit verbundene Ungerechtigkeit sollte auch welt-
weit verbreitet sein“ (ebd., S. 58). Während die Intensität entsprechend der internationalisti-
schen Orientierung zwischen Verbänden verschiedener (nationaler, sektoraler oder auch po-
litischer) Provenienzen variieren mag, verpflichten sich die meisten Gewerkschaften als 
„wertrationale Organisationen“ (Frege & Kelly, 2004) einer entsprechende Handlungslogik 
– zumindest auf rhetorischer Ebene (vgl. Höpner & Seeliger, 2017). Unter den verschiede-
nen Protagonisten eines europäischen Sozialmodells im Allgemeinen, sowie den hier im für 
den Fall der Dienstleistungsrichtlinie untersuchten Sample vertretenen Gewerkschaften im 
Besonderen, lässt sich eine entsprechende Haltung bei den Vertretern aller Organisationen 
erkennen. Gleichzeitig jedoch „sind ihr Handlungsradius und ihre Mitgliedschaftspolitik“, 
wie Pernicka und Hoffmann (2015, S. 133) bemerken, „innerhalb nationalstaatlicher Gren-
zen verblieben.“ Die soziale Konstruktion internationaler Solidarität vollzieht sich demnach 
zwangsläufig zwischen nationalen und grenzüberschreitenden Referenzrahmen. 

Vor dem Hintergrund der politökomischen Heterogenität der Union ist somit davon aus-
zugehen, dass die nationalen Mitgliedsgewerkschaften mit Blick auf die politische Zielset-
zung des EGB unterschiedliche Absichten verfolgen. Ausgehend von einem Verständnis von 
Solidarität als einer „soziale[n] Norm, die für eine bestimmte Gruppe gilt und deren Mitglie-
der dazu verpflichtet, Beiträge zu kollektiven Anstrengungen sowie zum gegenseitigen Ver-
zicht zu leisten“ (Engler, 2015, S. 48), stellt sich also die Frage, inwiefern diese Norm bei der 
Formulierung und Umsetzung gemeinsamer politischer Ziele im EGB zum Tragen kommt. In 
diesem Zusammenhang formuliert Dribbusch (2014, S. 339) die folgende Einsicht:  

„Die Internationalisierung der Wirtschaft allein bringt keinen gewerkschaftlichen Internationalismus hervor, 
und welche Formen internationale Solidarität annimmt, wird auch von den zugrunde liegenden Problemlagen 
geprägt.“ 

Wenn wir nun mit Gajewska (2009) davon ausgehen, dass der EGB als politischer Protago-
nist eines europäischen Sozialmodells eine „framing function“ erfüllt, lässt sich die Formu-
lierung seiner politischen Programmatik als die soziale Konstruktion eines solchen Deu-
tungsrahmens verstehen. In Abgrenzung zu institutionalistischen Ansätzen und Theorien ra-
tionaler Wahl fokussiert eine Framing-Theorie die kognitive Komponente von Mobilisie-
rungsprozessen. Als frames werden dabei diejenigen Deutungsrahmen verstanden, mit 
deren Hilfe Akteure Situationen wahrnehmen und beurteilen.  

Eine politökonomische Operationalisierung eines solchen Ansatzes findet sich bei An-
sell (1997, S. 359) am Beispiel der französischen Gewerkschaften, „die trotz unterschiedli-
cher politischer Ausrichtung gemeinsam zum Generalstreik aufriefen.“ Indem sich diese um 
das Symbol des Generalstreiks organisierten, konnten sie ihre konkurrierenden politischen 
Orientierungen überbrücken und eine einheitliche Position der Gewerkschaftsbewegung 
entwickeln. Hieraus zieht Ansell (ebd., S. 360) den Schluss, dass “organizing symbols cre-
ate a shared interpretative framework that facilitates coordination, exchange, and ultimately 
commitment.” 

Um Solidarität als politische Maxime zu etablieren, so lässt sich schließen, müssten die 
europäischen Gewerkschaften den Frame eines europäischen Sozialmodells als gemeinsa-
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men Deutungsrahmen etablieren, der solidarisches Handeln nahe legt. Zu einer entspre-
chenden Einschätzung gelangt in seiner politischen Soziologie betrieblichen Streikhandelns 
auch Rick Fantasia (1988, S. 11), wenn er Solidarität als „micro-funded process“ begreift. 
„Solidarity”, so Fantasia (ebd.), “is created and expressed by the process of mutual associa-
tion.” Die Frage nach der sozialen Konstruktion von Solidarität ist somit als handlungstheo-
retisches Problem zu verstehen. 

Zumindest für die handlungstheoretische (d.h. interaktionistische) Perspektive ist Soli-
darität nicht in einem holistischen Sinne vorhanden oder abwesend. Stattdessen muss sie 
immer wieder in konkreten Handlungen hergestellt werden. Im Sinne von Engler (2015, S. 
43) ergeben sich aus dieser Sicht „drei zentrale Dimensionen“, innerhalb derer die Entste-
hung und Wirksamkeit gewerkschaftspolitischer Solidarität zu untersuchen sind. Die erste 
dieser Dimensionen bezieht sich auf den Solidaritätshorizont, welcher die Zugehörigkeit zu 
der jeweiligen Solidargemeinschaft markiert. Dieser kann innerhalb verschiedener Rahmen, 
also beispielsweise territorial (etwa nach Nation, Region oder Kontinent), er kann aber auch 
funktional (d.h. nach Unternehmen oder Wirtschaftssektoren) oder kulturell festgelegt sein. 

Die zweite Dimension ist die Intensität, die eine solidarische Orientierung in der politi-
schen Praxis annimmt. Mit Blick auf die gewerkschaftliche Zusammenarbeit findet sich 
diese Intensität in unterschiedliche Ausprägungen. Eine erste Form bezeichnet Engler mit 
dem Begriff der passiven Solidarität. Diese, so Engler (ebd.) weiter, wird geübt, „wenn 
Schaden von Anderen abgehalten wird oder anderen Akteuren Chancen eingeräumt werden, 
ohne dass man diese aktiv unterstützt.“ Hierunter würden etwa eine klassische Solidaritäts-
adresse fallen, wie sie Gewerkschaften in regelmäßigen Abständen ausgeben, um ihre ideel-
le Unterstützung politischer Projekte zu erklären („Der europäische Metallgewerkschafts-
bund erklärt sich solidarisch mit dem Streik der Milchbauern in Nicaragua!“). Eine sub-
stanziellere Ausprägung kann sich hinsichtlich der Intensität in Form von Umverteilungs-
solidarität zeigen, welche im Sinne von Englers Definition zur kollektiven Anstrengung zu 
Gunsten der betreffenden Solidargemeinschaft führen müsste. Hiermit können etwa wirt-
schaftliche Einbußen oder der Verlust politischer Macht gemeint sein, welche auf Grund 
des solidarischen Handelns für Verantwortliche entstehen. 

Eine dritte Analysedimension folgt mit Engler (ebd.) schließlich aus der Zeitdimension 
solidarischen Handelns. So kann sich Solidarität zum einen über einen Zeitraum hinweg 
sowohl in Bezug auf ihre Intensität als auch hinsichtlich ihres Horizontes entwickeln. Da-
mit bezieht sich diese Zeitdimension auf die Dynamik, welche Engler (2015, S. 46) als 
„Streckbarkeit der Reziprozitätserwartungen“ beschreibt. Je nach Ausprägung der Solidari-
tät kann der Bestand einer Solidargemeinschaft also länger oder kürzer andauern, bzw. den 
solidarisch Handelnden bei ihrer Antizipation des Zeitraums in der Gegenwart unterschied-
liche Vorstellungen vermitteln, wie lang die Mitglieder ihrer Solidargemeinschaft Anspruch 
auf ihre solidarische Haltung hätten.3 

                                                                          
3  Bemerkenswert erscheint, dass das symbolische Repertoire der Arbeiterbewegung zahlreiche quasi-

folkloristische Elemente aufweist, welche eine möglichst weite „Streckbarkeit der Reziprozitätserwartungen“ 
nahelegen. Das Proletariat, so heißt es z.B. am Ende von Marx´ und Engels´ ‚Manifest der Kommunistischen 
Partei‘ habe „nichts zu verlieren als seine Ketten“, gleichzeitig aber „eine Welt zu gewinnen“ – nur, dass das 
eben vermutlich eine Weile dauern würde. 
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Die Frage, ob und wie die Gewerkschaften im EGB internationale Solidarität üben, 
entscheidet sich – so die theoretische Prämisse – abhängig davon, inwiefern die drei darge-
stellten Dimensionen des Solidaritätsbegriffes Eingang in den handlungsleitenden Frame 
eines ‚Sozialen Europa‘ finden. Für die Aushandlung solcher Deutungsrahmen lassen sich 
mit della Porta (2015, S. 166) weiterhin eine Reihe (teils normativer, teils funktionaler) 
Prinzipien demokratischer Interessenaggregation formulieren. Erstens müssen Akteure ei-
gene Präferenzen prinzipiell zur Disposition zu stellen bereit sein. Zweitens muss ihre Ab-
sicht gemeinwohlorientiert sein. Die Diskussion muss drittens auf Augenhöhe verlaufen, 
das heißt der gleiche Zugang aller Teilnehmenden zu relevanten Informationen sowie die 
Abwesenheit diskussionsinterner und -externer Zwänge materieller und nicht-materieller 
Art müssen genauso gewährleistet sein, wie eine grundsätzliche Konsensorientierung der 
Diskussion sowie die Einbeziehung möglichst vieler Betroffener.  

4. Methodologie und Operationalisierung 

Die empirischen Ergebnisse der hier präsentierten Studie wurden im Rahmen einer Unter-
suchung erhoben, welche die Positionsbildung europäischer Gewerkschaftsorganisationen 
im grenzüberschreitenden Maßstab zum Thema hatte. Auf Basis von insgesamt 88 Exper-
teninterviews mit Vertreterinnen und Vertretern von Gewerkschaften aus neun europäi-
schen Ländern sowie mit Repräsentantinnen und Repräsentanten des EGB und der europäi-
schen Branchenverbände sowie eines viermonatigen Feldaufenthaltes am Europäischen 
Gewerkschaftsinstitut in Brüssel wurden diejenigen Auseinandersetzungen rekonstruiert, 
welche zu gemeinsamen politischen Positionen in den drei wichtigsten Feldern europäi-
scher Tarifpolitik geführt haben (neben der Debatte um die Dienstleistungsfreiheit handelt 
es sich hierbei um die Initiativen grenzüberschreitender Lohnkoordinierung im Metallsektor 
sowie die Auseinandersetzung um einen europäischen Mindestlohn, siehe Seeliger, 2017). 
Die Auswahl der Interviewpartnerinnen und -partner mit Blick auf die vorliegende Darstel-
lung erfolgt aus den jeweils wichtigsten Föderationen der drei fokussierten Länder – aus 
Schweden Landsorganisationen i Sverige (LO), Tjänstemännens Centralorganisation (TCO) 
sowie die Föderation Sveriges Akademikers Centralorganisation (SACO), aus Polen Soli-
darnosc, Ogólnopolskie Porozumienie Związków Zawodowych (OPZZ) und Forum sowie 
aus Ungarn LIGA und Magyar Szakszervezetek Országos Szövetsége (MSZOSZ). Die In-
terviewten kamen hierbei vor allem aus den internationalen Abteilungen und Tarifsekretari-
aten. Um die Auseinandersetzung im internationalen Rahmen auf angemessene Weise ab-
zubilden, umfasst die Darstellung auch die Einschätzung von an der dargestellten Diskussi-
on beteiligten Vertreterinnen und Vertreter anderer europäischer und nationaler Organi-
sationen. Zu letzteren zählen zum einen die Europäische Föderation der Bau- und Holzar-
beiter (EFBH), welche aufgrund der besonderen Bedeutung von Wanderarbeit im Bausek-
tor besonders durch die Dienstleistungsrichtlinie betroffen ist, und zum anderen der 
Europäische Gewerkschaftsbund als umfassendste Organisation gewerkschaftlicher Interes-
senvertretung auf europäischer Ebene.  

Die Auswahl der drei Länder greift die weiter oben aus dem Forschungsstand hergeleitete 
Einsicht auf, der zufolge die europäische Integration vor allem unter Bedingungen der Oster-
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weiterung mit dem Problem der politökonomischen Heterogenität des gemeinsamen Wirt-
schaftsraums konfrontiert ist. Mit Blick auf die Tarifpolitik zeigt sich der starke Kontrast, den 
die Aufnahme der neuen Mitgliedsländer hier bedingte, auch im Vergleich mit der Süderwei-
terung in den 1980er Jahren. Während das Pro-Kopf-Einkommen von Griechenland und Por-
tugal immerhin bei zwei Dritteln des damaligen EU-9-Durchschnitts lag, waren es bei den 
Ländern der ersten Erweiterungsrunde 2004 nur 45% und 2007 bei Bulgarien und Rumänien 
dann sogar nur ein Drittel (Krings, 2015, S. 90f.). Zur Abbildung der politökonomischen He-
terogenität der EU unterscheiden Rüb und Platzer (2015, S. 15): „fünf in der Arbeitsbezie-
hungsforschung gebräuchliche europäische Grundmodelle“: Ein kooperativ-
sozialpartnerschaftliches Modell (z.B. in Deutschland, Österreich), ein skandinavisches Mo-
dell, ein romanisch-polarisiertes Modell in Südeuropa, ein liberal-angelsächsisches Modell 
sowie ein transformationsgesellschaftliches Modell. Die Auswahl von Schweden, Ungarn und 
Polen bildet demnach nicht das gesamte Heterogenitätsspektrum ab. Die soziale Konstruktion 
internationaler Solidarität im Fall der Diskussion um die Dienstleistungsrichtlinie lässt sich an 
ihrem Beispiel dennoch untersuchen, da die Auswahl möglichst unterschiedlicher Länder da-
rauf schließen lässt, dass hier die stärksten Interessengegensätze zu überwinden wären. 

Die Diskussion um die Dienstleistungsfreiheit bildet für den Zeitraum der letzten Jahr-
zehnte einen der zentralen Bereiche gewerkschaftlicher Zusammenarbeit im Rahmen der 
EU ab. Ihre besondere politische Salienz gewann die Debatte vor dem Hintergrund der 
fortdauernden Vertiefung des gemeinsamen Marktes sowie – im hier untersuchten Fall der 
Dienstleistungsrichtlinie – angesichts der Erweiterungsrunden 2004 und 2007. Der Fokus 
auf die im Folgenden gemeinsam mit den institutionellen Settings ihrer Heimatländer vor-
zustellenden Gewerkschaften zeigt eine zentrale Konfliktlinie, welche die Diskussionen im 
Rahmen der genannten Politikfelder strukturiert hat. Den Verlauf dieser Debatte rekonstru-
iert der folgende Teil anschließend an die Darstellung der institutionellen Gegebenheiten in 
den untersuchten Ländern. 

5. Die soziale Konstruktion internationaler Solidarität – 
Empirische Befunde 

5.1. Profile der untersuchten Länder und Organisationen 

Neben den politökonomischen Rahmenbedingungen widmet sich die folgende Darstellung 
der allgemeinen politischen Orientierung der jeweiligen Organisationen und illustriert wei-
terhin deren spezifische „national approaches to internationalism“ (Gumbrell-McCormick 
& Hyman, 2013, S. 162). Als Platzhalter des ‚Nordic Model‘ (Hilson, 2008) repräsentieren 
die schwedischen Gewerkschaften ein Spektrum der auf EU-Ebene etablierten und einfluss-
reichen Organisationen Nordeuropas. Eine starke sozialpartnerschaftliche Orientierung 
stellt hierbei einen Grundbestandteil des schwedischen Systems dar. Ein anhaltend hoher 
Organisationsgrad der Gewerkschaften gewährleistet einen ständigen Einfluss innerhalb ei-
nes, trotz jüngerer Liberalisierungsentwicklungen (vgl. Svensson, 2013) robusten Tarifsys-
tems, welches sich grundsätzlich durch die Nichteinmischung des Staates in die Lohnfin-
dung auszeichnet.  
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Während schwedische Gewerkschaften traditionell eine starke internationale Orientierung 
aufweisen, die sich etwa in einem hohen Engagement in den europäischen Föderationen ab-
bildet, lässt sich gegenüber dem europäischen Integrationsprojekt unter schwedischen Ge-
werkschaften eine starke Skepsis identifizieren. Gumbrell-McCormick und Hyman (2013, S. 
173) zu Folge wurden sie daher auch als “reluctant Europeans” beschrieben, deren „belief in 
the superiority of the Nordic industrial relations regime” laut Götz und Haggrén (2009, S. 15) 
mit einer generellen “idea of the superiority of Nordic society” korrespondiere. 

Demgegenüber resultiert die politische Schwäche der ungarischen und polnischen Ge-
werkschaftsbewegungen nicht zuletzt auch aus ihrer internen Fragmentierung. Eine starke 
Konzentration gewerkschaftlicher Ressourcen auf betrieblicher Ebene erschwert und ver-
hindert hierbei in beiden Ländern die Entstehung starker nationaler Verbände, deren Fehlen 
sich wiederum in eine verhältnismäßig schwache Repräsentation der polnischen und unga-
rischen Gewerkschaften sowohl in den nationalen Arenen, als auch auf europäischer Ebene 
überträgt (Bernaciak, Gumbrell-McCormick & Hyman, 2014, S. 30). Geringe Kenntnis der 
Brüsseler Verkehrssprachen Französisch und Englisch erschweren die Zusammenarbeit da-
her genauso wie die knappen finanziellen Mittel oder eine habituelle Distanz zwischen ost- 
und westeuropäischen Vertreterinnen und Vertretern (Klemm, Kraetsch, & Weyand, 2011). 

Anders als für die schwedischen Vertreter ergeben sich für die polnischen und ungari-
schen Repräsentanten starke Anreize für die Orientierung an der europäischen Regulie-
rungsebene aus der geringen Ausprägung ihrer institutionellen Macht mit dem Ziel einer 
graduellen Anhebung nationaler Arbeits-, Beschäftigungs- und Lohnstandards. Evidenz für 
eine entsprechend integrationsfreundliche Haltung findet Pleines (2008, S. 18) auf Basis ei-
ner Erhebung unter osteuropäischen Gewerkschaftern. Ca. 2/3 der Befragten geben an, dass 
sie die allgemeine politische Bedeutung der EU gegenüber den Nationalstaaten momentan 
als zu gering ansehen. Aufgrund ihrer zahlenmäßigen Unterlegenheit, einer schlechten Res-
sourcenausstattung und ihres Außenseiterstatus gegenüber den etablierten Westeuropäern 
(Elias & Scotson, 2002) ist der Einfluss der mittel- und osteuropäischen Gewerkschaften 
bislang gering geblieben. Zwar sind die neu beigetretenen Organisationen formal als Voll-
mitglieder in die Strukturen des EGB integriert, eine „wirkliche und umfassende Einbin-
dung in Entscheidungsfindung und Aktivitäten bleibt jedoch eine andauernde und schwieri-
ge Aufgabe des EGB“ (Gläser, 2009, S. 231). 

5.2. Die Auseinandersetzung um die Dienstleistungsfreiheit  

Die Chronologie des Konfliktes um die Dienstleistungsrichtlinie reicht vom Ende des Jah-
res 2003 bis zum Ende des Jahres 2006 und fällt damit genau in den Zeitraum der Diskussi-
on um die Osterweiterung der Jahre 2004 und 2007. Die erste Version des Vorschlages für 
die Richtlinie erreichte über einen persönlichen Kontakt in die Kommission einen Vertreter 
des schwedischen Verbandes TCO kurz vor Weihnachten. Schnell bemerkten die Schweden 
das Konfliktpotenzial und informierten die Repräsentanten auf der europäischen Ebene. 

„And then we had a lot of work during the winter and spring. Because we saw that if some unions, Eastern 
unions would say that this is a very good idea, we would be very weak. It was extremely important that 
ETUC could say: we have all our 60 members, and even the members from Eastern Europe stand together 
[with us, M.S.].” 
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Den kurzen Zeitraum bis zur offiziellen Bekanntgabe des Vorschlages nutzten die Schwe-
den, um im EGB eine programmatische Diskussion in Gang zu bringen, in deren Rahmen 
sich schließlich ein internationaler Konsens über die Einhaltung nationaler Standards ent-
wickeln konnte. Angesichts einiger „tensions between East and West“ beschreibt ein Ver-
treter des schwedischen Verbandes LO die gemeinsame Position in dieser Angelegenheit: 
„And we managed to keep the ETUC collected around the idea that there should be no 
competition on wages through posted workers.“  

Gleichzeitig, so erklärt ein Vertreter der von der geplanten Richtlinie besonders be-
troffenen Europäischen Föderation der Bau- und Holzarbeiter (EFBH), stieß man zu Beginn 
der Diskussion auf Widerstand der polnischen Kollegen:  

„Es war damals schwierig, weil die polnischen Kollegen, ich nehme mal die, die waren am zahlreichsten und 
die hatten auch die größten Interessen, die polnischen Kollegen haben damals gesagt, für uns ist es wichtig, 
dass unsere Leute Arbeit haben. Und wenn die Arbeit finden können in Holland, Deutschland, Belgien, das 
finden wir gut, und selbstverständlich verdienen die nicht einen Lohn, wie die Arbeiter aus westeuropäischen 
Ländern.“  

Innerhalb der Diskussion um das ‚Soziale Europa‘ wird diese Form der Unterbietungskon-
kurrenz von gewerkschaftlicher Seite unter dem Begriff des ‚Social Dumping‘ geführt: 

„[E]ven though the term regularly appears in the public discourse and in policymaking circles, it is usually 
used in a manner that is convenient for the individual participants, thus opening the door for misconceptions 
and illgrounded accusations” (Bernaciak, 2012, S. 5; siehe auch Bernaciak, 2014). 

In diesem Zusammenhang berichtet ein anderer Vertreter der EFBH vom Fall eines polni-
schen Sekretärs im EGB, welcher zur selben Zeit offensiv für das Herkunftslandprinzip 
geworben habe: 

„Innerhalb [des, M.S.] EGB gab es eine Schwierigkeit am Anfang, als diese Dienstleistungsrichtlinie auf dem 
Tisch lag, dass der damalige Sekretär. […] Der hat in internen Besprechungen gesagt, das ist ja gar kein 
Problem. Europa ist freier Verkehr von Kapital und Gütern und so weiter und das ist eine weitere Stufe. Also, 
wo ist das Problem?“  

Diese Position, führt er aus, sei jedoch von den anderen Gewerkschaftern nicht akzeptiert 
worden:  

„Und dann haben wir ihn sehr schwer unter Druck setzen müssen, um da zu sagen, hört mal, das ist ein Prob-
lem. […] [U]nd wir haben gezeigt, dass so eine Position, die der […] damals hatte, dass das einfach so nicht 
gehen würde und dass das nicht so einfach ist. Wir haben Freizügigkeit, das gehört dazu. Also kein Problem. 
Farewell und jeder wird glücklich.“  

Dass sich die Gewerkschaften der alten und der neuen Mitgliedsländern schließlich auf eine 
gemeinsame Position haben einigen könne, erklären verschiedene osteuropäische Vertreter im 
Einklang mit Bernaciak (2011), habe nicht zuletzt an der Entwicklung einer langfristig ange-
legten Sichtweise gelegen, welche sich für sie im Laufe der Diskussion ergeben habe. Auf die 
Frage, warum man aus dem niedrigeren Lohnniveau keinen Wettbewerbsvorteil geschlagen 
habe, antwortet ein Vertreter der polnischen Solidarnosc mit folgenden Worten: “But that’s a 
very, very short perspective. It is destroying the European Social Model in the western coun-
tries. And we want that. It is not like we have some sort of social model which we export into 
the western countries. We have nothing.“ Die Bereitschaft zur Kooperation ergab sich demzu-
folge aus der Aussicht auf eine graduelle Angleichung der Standards im gemeinsamen Markt.  
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Diese Darstellung verdeutlicht ein Wesensmerkmal des ‚Sozialen Europa‘: Es ist – zu-
mindest aus Sicht der osteuropäischen Gewerkschafter – ein Zukunftsversprechen. Als ge-
meinsames Ziel dient es der Orientierung politischen Handelns an gemeinsamen Bezugspunk-
ten. Dies zeigt sich auch in der Darstellung eines Repräsentanten der polnischen OPZZ: 

“We cannot let the EU or the businessmen or capital destroy the well-working social models in Western Eu-
ropean countries. Or the idea of a European Social Model, as such. But we need to preserve it and make as 
much as we can in Poland and other European countries, to move our system close to those systems. Not to 
get them down to our system.“ 

Wie die Aussagen der Interviewpartnerinnen und -partner bestätigen, erfolgt die Annähe-
rung der Positionen im Rahmen der Verständigung über die Grundwerte des europäischen 
Sozialmodells, wie sie von Vaughan-Whitehead (2003) skizziert wurden. Anders als dies 
jedoch im Forschungsstand (vgl. Bernaciak, 2011) suggeriert wurde, erfolgt die Anglei-
chung der Standpunkte keineswegs aus der bloßen Einsicht der Osteuropäer in den norma-
tiven Begründungszusammenhang des ‚Sozialen Europa‘. Um die Angleichung der Stand-
punkte beider Parteien im Zeitverlauf nachzuvollziehen, müssen deren Handlungsmöglich-
keiten genauer in Betracht gezogen werden. Ein Machtungleichgewicht zwischen ost- und 
westeuropäischen Gewerkschaften wird praktisch von allen befragten Interviewpartnerin-
nen und -partner, sowohl von Seiten des EGB als auch der OPZZ, bestätigt und auf die 
schlechte Ressourcenausstattung sowie eine mangelnde Sprachkompetenz der mittel- und 
osteuropäischen Verbände zurückgeführt. Die praktischen Konsequenzen dieser Asymmet-
rie veranschaulicht ein ehemaliger Mitarbeiter eines deutschen Verbandes mit starkem Be-
zug zum Politikfeld mit einem ironischen Unterton: 

„Obwohl, sage ich jetzt mal, 15 der 27 Länder zu vielen Themen überhaupt nicht die Stimme erhoben haben. 
Aber für diese armen und eher schwachen Gewerkschaftsbewegungen erledigt man die Stimmvertretung, die 
Stimmabgabe gewissermaßen gleich mit. Das führt in der Summe häufig dazu, dass es so eine Gruppe von 
besser organisierten Ländern gibt, die eigentlich die Inhalte und die Positionen bestimmen.“  

Direkte Fragen nach Machtungleichgewichten beantworteten die osteuropäischen Inter-
viewpartnerinnen und -partner meist unter Bezug auf leicht objektivierbare Kriterien (Res-
sourcenausstattung, Sprachkompetenz). Gleichzeitig zeigten sich in den Gesprächsverläu-
fen auch Anzeichen einer anders gelagerten Diskrepanz. Über die anhaltende Marginalität 
seiner Organisation im EGB äußert sich etwa ein ungarischer Gewerkschafter der MZSOSZ 
in deutscher Sprache: „Wir sind dazugekommen. Das ist so, das ist normal. Da ist schon ei-
ne Familie und Du kommst von außen. Das ist ganz verständlich.“ Gleichzeitig erklärt ein 
Vertreter der deutschen Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU), dass viele 
der Kollegen aus den neuen Mitgliedsländern „Europa als solches, EU, mit all seiner Wi-
dersprüchlichkeit und Brüchigkeit eigentlich noch gar nicht richtig begriffen“ hätten. 

Vor diesem Hintergrund lassen sich auch diejenigen Widersprüche und Brüche in den 
Darstellungen des Abstimmungsprozesses in den Schilderungen der Interviewpartnerinnen 
und -partner interpretieren, welche auf einen weit weniger kohärenten Verlauf dieses Pro-
zesses hindeuten. Für die Kooperationsbereitschaft der osteuropäischen Vertreter im Fall 
der Dienstleistungsrichtlinie benennt etwa ein EGB-Mitglied im Gespräch zwei Motive – 
eine materielle Komponente sowie das Interesse an einer Fortführung der Zusammenarbeit 
über den Fall hinaus: 
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„Jetzt bei der Dienstleistungsrichtlinie haben wir denen natürlich gesagt, dass es wichtig ist, dass die solidarisch 
sind. Aber jetzt nicht als moralischer Appell, sondern einerseits, um zu verhindern, dass wir da auseinanderdrif-
ten. Und andererseits uns nochmal mit denen zusammensetzen und die Lage nochmal zu besprechen. Und im-
mer, wenn das sozusagen ans Eingemachte geht, um Tarifverträge, dann ist da Einigkeit. Je näher wir sozusagen 
an das Kerngeschäft kommen, desto eher ist es möglich, alle in einem Boot zu haben. Und je mehr wir uns da-
von entfernen und zu mehr ideologischen Positionen kommen, desto mehr zersplittert das und insbesondere in 
den Ländern, wo es dann noch ideologisch miteinander konkurrierende Gewerkschaften gibt.“ 

Reibung und Konflikt bei der Etablierung der Position beschreibt der Vertreter der ungari-
schen MSZOSZ. Ihm zu Folge wurde die Anerkennung westlicher Standards unter ungari-
schen Gewerkschaftern keineswegs von vornherein als Selbstverständlichkeit angesehen: 

„Wir hatten auch Konflikte unter uns hier in diesem Saal, wo ich und einige angegriffen wurden von unseren 
Gewerkschaften, dass […] Es ist besser, wenn man weniger als der Einheimische verdient, aber immerhin es 
gibt Arbeitsplatz, da kommt viel mehr als zu Hause.“ 

Wie sich in den Interviews mit den polnischen und ungarischen Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschaftern herausstellte, fühlen sich diese in der politischen Programmatik des EGB 
häufig nicht repräsentiert. So berichten sowohl polnische als auch ungarische Vertreter, 
dass ihre Positionen in den Brüsseler Debatten nicht immer angehört würden. Eine Reprä-
sentantin der MSZOSZ erörtert diesen Umstand wie folgt: „When I am in Brussels I mainly 
listen to what my colleagues from the West are saying. They have the main expertise on the 
topics we care about.”  

Angesichts der höheren Sachkenntnis der westlichen Vertreter gibt ein anderer ungar-
ischer Vertreter an, keine Probleme mit deren Vormachtstellung zu haben: „As a person, 
who watched the development of the ETUC, I can accept that the old members are 
overrepresented in the organization. Because the European countries are somehow close in-
to the system, which we get.”  

Dementsprechend zieht auch ein polnischer Vertreter des EGB den kompakt formulier-
ten Schluss, das ‚Soziale Europa‘ sei “pretty much a western idea“, entwickelt von westeu-
ropäischen Vertretern mit westeuropäischen Maßstäben. Eine ähnliche Einschätzung äußert 
ein ehemaliger Mitarbeiter der EFBH:  

„Ja, ich glaube schon, dass das sogenannte ‚Soziale Europa‘, das es ja eigentlich nicht gibt, dass das natürlich 
ein Modell war. Das stimmt schon. Das ist ein Modell der westeuropäischen Länder und der westeuropäi-
schen Politik. Da waren ja die Osteuropäer gar nicht dran beteiligt.“  

Dieser ungleichen Beteiligung schreibt der polnische EGB-Vertreter eine grundlegende Be-
deutung für die Entwicklung der EU zu: “In fact, the whole integration process was like 
that. You have never had this kind of negotiation on equal footing. It was the matter of join-
ing the block with some rules.” Etabliertenvorrechte und Ressourcendiskrepanz bedingten 
auch aus Sicht eines Vertreters der ungarischen MSZOSZ eine anhaltende Konstellation, 
innerhalb derer die Osteuropäer systematisch unterlegen seien: 

„Das ist überhaupt nicht balanciert, wir [die Osteuropäer, M.S.] sind Neulinge. Obwohl, wenn man 20 Jahre 
dabei ist, ist man schon nicht mehr Neuling. Aber auf unserer Seite sehen wir, dass wir schwach sind. Wir 
sind schwach allgemein und haben auch kaum echte Ressourcen, alle Politikbereiche wirklich zu bearbeiten 
und offensiv in die Diskussionen reinzugehen.“ 

Die politische Tragweite dieser fallspezifischen Auseinandersetzung ergibt sich schließlich 
aus der Erklärung eines Vertreters der schwedischen LO, demzufolge unter europäischen 
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Gewerkschaftern wenig abstrakte Diskussionen geführt würden: „It is quite seldom that we 
debate on principles. Debates are always on issues that happen“. Europäische Gewerkschafts-
politik gewinnt ihre Programmatik daher aus der Praxis. Ihren grundsätzlichen Charakter 
nimmt die Auseinandersetzung um die Dienstleistungsrichtlinie daher durch ihre Einbin-
dung in die konzeptionelle Diskussion um ein Soziales Europa. 

Zusammenfassung 

Die Rekonstruktion der gewerkschaftlichen Positionsbildung zur Dienstleistungsrichtlinie 
zeigt, wie es den westeuropäischen Vertreterinnen und Vertretern gelungen ist, ihre osteu-
ropäischen Kolleginnen und Kollegen von einer offensiven Unterstützung internationaler 
Unterbietungskonkurrenz abzuhalten. Nach einigen Diskussionen konnten die beteiligten 
Personen Einvernehmen über die Zustimmung zum Konzept eines europäischen Sozialmo-
dells auf Basis allgemein akzeptierter Mindeststandards generieren. Am Ende der Diskussi-
on stand also ein gemeinsamer Bezugsrahmen politischer Mobilisierung, welche dann auch 
tatsächlich in die Forderung nach einheitlichen Beschäftigungsbedingungen überführt wer-
den konnte. Mit der Einwilligung in die Notwendigkeit nord- und westeuropäischer Sozial-
standards verbinden die osteuropäischen Vertreterinnen und Vertreter die Hoffnung, so in 
ihren Ländern mittelfristig dieselben Standards entwickeln zu können. Die Zustimmung der 
osteuropäischen Repräsentantinnen und Repräsentanten erfolgte hierbei gleichzeitig solida-
risch und eigeninteressiert. Dass sie die Position jedoch überhaupt angenommen hatten, 
setzte die machtvolle Einflussnahme durch die westeuropäischen Funktionärinnen und 
Funktionäre voraus. Die soziale Konstruktion von Solidarität erfolgt hier also nicht voll-
kommen freiwillig, sondern unterliegt einem machtgebundenen Aushandlungscharakter.  

6. Fazit 

Vor dem Hintergrund der Vertiefung und Erweiterung der EU-Integration, so der Aus-
gangspunkt des vorliegenden Artikels, sind die Gewerkschaften Europas „under consider-
able pressure” (Bernaciak et al., 2014, S. 5) geraten. Mit Blick auf die Umgangsform, die 
die Gewerkschaften als potenzielle Repräsentantinnen eines gemeinsamen Klasseninteres-
ses der europäischen Lohnabhängigen vertreten, waren die hier angestellten Überlegungen 
geleitet von der „Vermutung, dass in Europa zunehmend häufiger soziale Konflikte eines 
neuen, transnationalen Typs auftreten, bei denen es um das Aushandeln einer europäischen 
Solidaritätsnorm geht“ (Engler, 2014, S. 15). 

Diese Frage haben wir unter Bezug auf die Mobilisierung des Deutungsrahmens eines 
‚Sozialen Europa‘ behandelt. Dieser Rahmen, so zeigte die Analyse der gewerkschaftspoli-
tischen Debatte um die Dienstleistungsrichtlinie unter besonderer Berücksichtigung von 
Organisationen aus Schweden, Polen und Ungarn, lässt sich in unterschiedlicher Weise zur 
Koordinierung politischen Handelns mobilisieren. Die in diesem Zusammenhang gewonne-
nen Erkenntnisse lassen sich abschließend zu drei Befunden zuspitzen. 

Auf der allgemeinsten Ebene zeigt die handlungs- und framing-theoretische Darstel-
lung der Geschehnisse in den Feldern, wie (un)solidarische Haltungen politischer Akteure 
als Resultat (mitunter konfliktiver) Aushandlung über Möglichkeit und Notwendigkeit eben 
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dieser Haltungen entstehen. Im Einklang mit bereits vorliegenden Befunden (z.B. Fantasia, 
1988) bestätigt sich daher der grundsätzlich plastische und prozedurale Charakter von Soli-
darität als sozialem Konstrukt. Die soziale Konstruktion internationaler Solidarität erfolgt 
hierbei in Form der Etablierung eines Deutungsrahmens, welcher sich in diesem Fall aus 
der konkreten Ausgestaltung der politischen Implikationen eines europäischen Sozialmo-
dells ergibt. Im Einklang mit Bernaciak (2011), können wir auf Grundlage der Befunde 
feststellen, dass international solidarische und national eigeninteressierte Orientierungen bei 
den polnischen und ungarischen Vertretungen in der politischen Praxis eine Synthese ein-
gehen. Diese erfolgt jedoch – anders als Bernaciak dies darstellt – nicht auf Grund rein rati-
onaler Überlegungen, sondern als Resultat eines machtgebundenen Aushandlungsprozesses.  

Der zweite Befund bezieht sich hierbei auf die sozialen Dynamiken, welche den ge-
meinsamen Deutungsrahmen hervorbringen: Die bessere Ressourcenausstattung und der 
Etablierten-Status der westeuropäischen Vertreterinnen und Vertreter übertragen sich in ei-
ne politische Dominanz entlang der Differenz zwischen Etablierten und Außenseitern: Die 
solidarische Etablierung und Durchsetzung gemeinsamer Positionen unter Bezug auf den 
Deutungsrahmen eines ‚Sozialen Europa‘ gelingt also, wenn sie im Interesse der mächtige-
ren Akteure ist. Die schwedische Position lässt sich im Falle der Dienstleistungsrichtlinie 
also anschließend an Streeck (1995, S. 120) als „institutioneller Nationalismus“ beschrei-
ben, welcher 

„soweit wie möglich an den bestehenden nationalen Organisationsformen festhalten, bzw. Internationalisie-
rung nur in dem Maße akzeptieren will, wie sie die Stabilität und Autonomie nationaler Institutionen nicht 
beeinträchtigt und national definierte Interessen nicht benachteiligt.“ 

Eine verschieden stark ausgeprägte Fähigkeit zur Frame-Mobilisierung im Rahmen des 
EGB ergibt sich für die beiden Parteien aus drei Ursachen: Zum einen bedingen geringere 
Mitgliedschaftszahlen und niedrigere Löhne in den Beitrittsländern ein Gefälle im Hinblick 
auf Abstimmungsmacht und monetäre Möglichkeiten (z. B. zur Akquise externen Exper-
tenwissens oder der Deckung von Reisekosten). Eine zweite Ursache liegt in den etablierten 
Verhandlungslogiken der Brüsseler Gewerkschaftspolitik, welche überwiegend dem Muster 
der koordinierten Marktwirtschaften Westeuropas entsprechen. In der Wahrnehmung der 
Osteuropäerinnen und -europäer sind diese im Wesentlichen vor die Wahl gestellt, mit den 
Auffassungen der westeuropäischen Vertreterinnen und Vertreter übereinzustimmen oder 
sich zurückzuhalten. Eine dritte Ursache folgt schließlich aus einer Etablierten-Außensei-
ter-Dynamik zwischen den Vertreterinnen und Vertretern der alten und der neuen Länder. 
Neben etablierten Netzwerkbeziehungen und technisch-administrativem Know-how ergibt 
sich die Diskrepanz auch aus den Sprachproblemen der osteuropäischen Gewerkschafter. 
Die hier genannten Machtasymmetrien nutzen die etablierten Vertreterinnen und Vertreter 
der alten Mitgliedsländer nun, um die Parameter der Diskussion so zu definieren, dass der 
Schutz ihrer nationalen Beschäftigungsstandards als Substanz des europäischen Sozialmo-
dells plausibilisiert und gewährleistet ist. 

Drittens stellt die Abstimmung zwischen den Gewerkschaftsvertreterinnen und -
vertretern über die Zusammenarbeit – unter Bezug auf della Portas (2015, S. 165) Modell 
deliberativer Abstimmung – ein normatives Problem dar. Zwar verlief die Diskussion ins-
gesamt transparent. Die Rahmenbedingungen politökonomischer Heterogenität bedingten 
jedoch eine Konstellation, in der der Maßstab des politischen Handelns sich nicht aus den 
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Erfahrungen der Mittel- und Ost-, sondern denen der Nord- und Westeuropäerinnen und -
europäer ergibt. Die von Vaughan-Whitehead (2003, S. 8) angeführten Grundprinzipien des 
‘Sozialen Europa’ einer “participation extended to all citizens” sowie einer “inclusive 
society” erscheinen vor diesem Hintergrund jedenfalls nicht gewahrt. Insgesamt ist damit 
Gläsers (2009, S. 231) Einschätzung zuzustimmen, der die Statusasymmetrien innerhalb 
des EGB zu Lasten der osteuropäischen Vertreter beklagt. 

Es stellt sich hieran anschließend die Frage, ob dieser Asymmetrie mittel- und langfristig 
durch Maßnahmen finanzieller Quersubventionierung oder transnationaler Capacity Building-
Initiativen begegnet werden könnte (vgl. Bernaciak et al., 2014, S. 82). Inwiefern entspre-
chende Strategien Grundlage der Fortentwicklung eines europäischen Sozialmodells sein 
könnten stellt einen möglichen Gegenstand zukünftiger Untersuchungen zum Thema dar. 

Mit Blick auf die Entwicklungsperspektiven eines solchen ‚Sozialen Europa‘ beklagen 
Eigmüller und Mau (2010, S. 12) die Tatsache, dass sowohl in der politischen, als auch in 
der fachlichen Diskussion „zumeist mit Projektionen eines zukünftigen Europas argumen-
tiert wird.“ Diesem Umstand habe ich in der vorliegenden Untersuchung zu begegnen ver-
sucht, indem ich die solidarische Programmatik des europäischen Sozialmodells mit dessen 
realpolitischen Praktiken kontrastiert habe. Eine theoretisch-konzeptionelle Schwachstelle, 
dies zeigt sich in Auseinandersetzung mit dem Modell Englers (2014, S. 47), ergibt sich 
hierbei aus der grundlegenden Zukunftsorientierung politischen Handelns. Denn wenn die 
EU, wie Engler dies selbst konstatiert, ein Beispiel für „den längerfristigen (unintendierten) 
Aufbau von Solidarität“ ist, so können wir die Intensität dieser Solidarität als solche nur 
rückwirkend untersuchen. 

In Bezug auf zukünftige Solidaritätserfordernisse lässt sich eine entsprechende Orien-
tierung unter den politischen Akteuren jedoch lediglich als eine Antizipation derselben er-
kennen – welchen Wettbewerbsvorteil ein ‚race to the bottom‘ den ungarischen oder polni-
schen Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern tatsächlich erschlossen hätte, können wir 
nicht wissen. Es zeigt sich hier also abschließend erneut die Zeit- und Prozessdimension 
von Solidarität, deren Wirksamkeit in der Gegenwart mittelfristig auf einem Zukunftsver-
sprechen beruhen muss. Solche Mobilisierungsnarrative ließen sich aus Sicht einer politi-
schen Soziologie – etwa im Sinne Beckerts (2016) als fiktionale Erwartungen untersuchen. 
Auf Grundlage der Befunde dieser Studie wäre damit zu erwarten, dass sich verhältnismä-
ßig schwache Akteure eher überzeugen ließen, andere Interessen zu übernehmen als ver-
hältnismäßig starke. Nicht nur im Bereich der internationalen Gewerkschaftspolitik ließen 
sich Fälle finden, anhand derer diese Frage weiter untersucht werden könnte. 
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